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Entschließungsantrag 

der Abgeordneten Klaus-Jürgen Warnick, Eva-Maria Bulling-Schröter, Dr. Dagmar 
Enkelmann, Rolf Kutzmutz, Dr. Gregor Gysi und der Gruppe der PDS 


zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung 
- Drucksachen 13/6392, 13/7588, 13/7589 - 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Baugesetzbuchs und zur Neuregelung 
des Rechts der Raumordnung (Bau- und Raumordnungsgesetz 1998 - BauROG) 


Der Bundestag wolle beschließen: 


I. Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

1. Der Gesetzentwurf der Bundesregierung zur Änderung des 
Baugesetzbuchs und zur Neuregelung der Raumordnung ist 
den Anforderungen an einen Städtebau im 21. Jahrhundert 
nicht gewachsen und entspricht unzureichend dem Leitbild ei- 
ner nachhaltigen Stadt- und Siedlungsentwicklung. 

2. Der Deutsche Bundestag bedauert, daß Prognosen und War- 
nungen wie in der Unterrichtung der Bundesregierung „Städ- 
tebaulicher Bericht 1996 - Nachhaltige Stadtent Wicklung" 
Drucksache 13/5490: „Insgesamt ist unter Status-quo- Annah- 
men eine tägliche Flächeninanspruchnahme für Siedlungs- 
zwecke zwischen 100 und 120 ha im Bundesgebiet durchaus 
realistisch anzusehen. Damit wird eine Größenordnung er- 
reicht, die in nahezu allen Agglomerationen die Freiraumsi- 
tuation zwangsläufig verschlechtern wird, weil weitere Bau- 
landausweisung zu Lasten bestehender Freiflächen gehen 
werden. . . " von der Bundesregierung nicht ernst genommen 
werden. Der Gesetzentwurf sieht nur unzureichende Be- 
schränkungen des künftigen Flächenverbrauches vor. 

3. Flächenverbrauch und Zersiedelung werden im Zuge der No- 
vellierung des Baugesetzes durch Instrumente wie Außenbe- 
reichs- und Abrundungssatzungen gefördert. Die Außenbe- 
reichssatzung nach § 35 Abs. 6 stellt einen Rückschritt dar, der 
zudem im Widerspruch mit den Zielsetzungen der Novelle 
steht. Auch die Abrundungssatzung in § 34 führt zu leichtfer- 
tigem Flächenverbrauch. 
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4. Der Deutsche Bundestag bedauert, daß die Verpflichtung der 
Istanbul-Erklärung über menschliche Siedlungen auf der 
HABITAT II-Konferenz im Juni 1996 unter Nummer 7 „ . . . Wir 
wollen auch die volle und gleichberechtigte Beteiligung von 
Frauen und Männern sowie die wirksame Beteiligung der Ju- 
gend im politischen, wirtschaftlichen und gesellschaftlichen 
Leben sicherstellen. . . " , bei der Novellierung des Bau- und 
Raumordnungsgesetzes keine Entsprechung findet. Die Betei- 
ligungsrechte Dritter und anerkannter Verbände werden in der 
Novelle beschnitten, die gesetzlich geregelte Beteiligungs- 
pflicht eingeschränkt, Auslegungszeiten verkürzt und Offen- 
legungsbestimmungen eingeschränkt. 

5. Die Erwähnung der Belange der Menschen mit Behinderun- 
gen im Gesetzentwurf unter § 1 Abs. 5 Nr. 3 reichen nicht aus, 
um eine selbständige Teilhabe für diese Bevölkerungsgruppe 
am öffentlichen Leben zu fördern. Die internationale Ver- 
pflichtung der „Istanbul-Erklärung" unter Nummer?: „Wir 
wollen die Zugangsmöglichkeiten für Behinderte sowie die 
Gleichstellung der Geschlechter bei allen Politiken, Program- 
men und Projekten, die die Bereitstellung von Wohnraum und 
die nachhaltige Entwicklung von menschlichen Siedlungen 
zum Ziel haben, sicherstellen. " wird im Gesetzentwurf zur No- 
velle nicht berücksichtigt. 

6. Die im Entwurf vorgeschlagene Integration der „Eingriffs-Aus- 
gleichsregelung" aus dem Bundesnaturschutzgesetz in das 
Baugesetzbuch bedeutet, daß hier im Rahmen der Abwägung 
in der Bauleitplanung künftig Fachwissen ausgeblendet wird, 
da die Bewertung und Abwägung den Baubehörden Vorbe- 
halten bleibt. Um die derzeitigen Probleme wie Umweltzer- 
störung, Verkehrsbelastung und Flächenverbrauch bearbeiten 
zu können, muß fachübergreifende Zusammenarbeit gefördert 
statt abgebaut werden. Schon das Prinzip der „Eingriffs- Aus- 
gleichsregelung" widerspricht den Zielen von nachhaltiger 
Entwicklung: Sie geht davon aus, daß naturzerstörerische Ein- 
griffe durch Bauen unvermeidbar sind, diese aber durch An- 
reicherungen der Natur an anderer Stelle ausgeglichen wer- 
den können. 

7. Der Stellenwert der Verkehrsplanung ist im Bau- und Raumord- 
nungsgesetz unzureichend berücksichtigt. Verkehrsplanung 
und Stadtentwicklungsplanung haben im Baugesetz lediglich 
informellen Charakter, so daß deren Inhalte in der Bauleitpla- 
nung nicht verpflichtend eingehalten oder übernommen wer- 
den. Anstatt Verkehr zugunsten des Umweltverbundes neu zu 
definieren, sind verkehrsrelevante Regelungen im Baugesetz 
einseitig am Autoverkehr ausgerichtet. 

8. Den Kommunen werden durch die Novellierung des Bau- und 
Raumordnungsgesetzes immer mehr Verantwortlichkeiten 
und Aufgaben zugewiesen, ohne für eine finanzielle Basis zur 
Erfüllung der zahlreichen Pflichten zu sorgen. 

9. Die ressortübergreifende Zusammenarbeit zwischen den Äm- 
tern, Behörden sowie Forschung und Praxis wird durch die Re- 
gelungen im Regierungsentwurf abgebaut (wie z. B. durch die 
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Integration der Naturschutzbelange unter § 1 a im Regie- 
rungsentwurf geschehen), 

10. Der Gesetzentwurf bietet nur unzureichende Lösungen zum 
Abbau der Konkurrenz zwischen den Gemeinden und zwi- 
schen Stadt und Umland, 

11. Der Deutsche Bundestag bedauert, daß mit der Abschaffung 
der Teilungsgenehmigung die Stellungnahmen und Empfeh- 
lungen von Fachleuten und Kommunalpolitikern mißachtet 
werden. Damit entfällt eine wichtige Beratungsfunktion für 
Grundstückserwerber, und es entstehen Rechtsunsicherheiten 
bei Pacht- und Sondernutzungen. Es ist mit Streitigkeiten zu 
rechnen, die die kommunalen Haushalte unnötig belasten wer- 
den. 

12. Bei baulichen Maßnahmen von überörtlicher Bedeutung auf- 
grund von Planfeststellungsverfahren (Vorhaben im Interesse 
des Bundes), wie z. B. auf Grundlage vom Bundesverkehrswe- 
gegesetz, Bahn AG, Atomgesetz oder Transrapidgesetz, wer- 
den kommunale und regionale Bedürfnisse nur unzureichend 
berücksichtigt. 


II. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, den 
Gesetzentwurf in der Drucksache 13/6392 zurückzuziehen und 
eine umfassende Novelle mit folgenden Eckwerten und unter Be- 
achtung folgender Problemstellungen vorzulegen: 

1. Die Analysen und Prognosen in der Unterrichtung durch die 
Bundesregierung: „Städtebaulicher Bericht 1996. Nachhaltige 
Stadtentwicklung" (Drucksache 13/5490) sowie der Zwi- 
schenbericht der Enquete-Kommission: „Zum Schutz des Le- 
bens und der Umwelt - Konzept Nachhaltigkeit" (Drucksache 
13/7400) belegen, daß die bisherigen Planungskonzepte und 
Instrumente nicht ausreichen, um den Wachstums-, Umwelt- 
und Strukturproblemen der Siedlungsentwicklung eine positi- 
ve Wende zu geben. Eine Novelle des Bau- und Raumord- 
nungsgesetzes muß sich diesen Erkenntnissen stellen und aus 
dem Scheitern der bisherigen Planungsinstrumente Schlüsse 
ziehen. 

2. Da ein Großteil (über 80 %) der Fläche Deutschlands in seiner 
Nutzung bereits festgelegt, d.h. die baulichen Strukturen be- 
reits geschaffen sind, darf das Bau- und Raumordnungsrecht 
nicht in erster Linie auf Neubautätigkeit ausgerichtet sein. Die 
bisherigen Festsetzungsmöglichkeiten und Planungsinstru- 
mente sind für die Themen Umnutzung und Umstrukturierung 
unzureichend. Hier sind neue Flächennutzungstypen und Fest- 
legungsmöglichkeiten zu entwickeln. 

3. Die Bundesregierung muß im Zuge der Novelle des Bau- und 
Raumordnungsgesetzes auf einen veränderten Stellenwert der 
Planung durch die Effekte der Globalisierung (wirtschaftliche 
Umstrukturierung und soziokulturelle Veränderungen) einge- 
hen: Durch Strukturwandel, neue Technologien und Produkti- 
onsformen werden räumliche Unterschiede verstärkt; der 
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Raum wird funktional und ökonomisch geteilt, zunehmend so- 
zial segregiert und kulturell differenziert. Es gibt nicht mehr 
das Ballungsgebiet als einheitlichen Charakter, sondern einen 
Fhckenteppich von unterschiedlich entwickelten Teilen (Ghet- 
to neben Zitadelle) und zunehmende disperse Siedlungsent- 
wicklung an den Rändern der Ballungsgebiete. 

4. Stadtplanung und Stadtpolitik müssen an den Kommunikati- 
onsbedürfnissen und Lebensverhältnissen der Menschen aus- 
gerichtet werden, um den Menschen die soziale Nutzung der 
Stadt zu ermöglichen. Die Schwerpunkte der Stadtentwicklung 
liegen nicht in einer an der Vergangenheit orientierten indu- 
striellen Standortpolitik, sondern in der Förderung von Bildung 
und Forschung, der Erhaltung einer von den Menschen nutz- 
baren Umwelt und in der Schaffung von neuen Arbeitsplätzen, 
die mit diesem Ziel verbunden sind. 

5. Die Ziele einer nachhaltigen Stadtentwicklung sind nur durch 
Strategien zur Reduzierung des Flächenverbrauchs, eine stadt- 
verträgliche Mobilitätspolitik, lokale Demokratie und eine vor- 
sorgende Umweltpolitik zu erreichen. Nutzungsmischung ist 
die Voraussetzung für eine bessere Vereinbarkeit von Erwerbs- 
und Hausarbeit (Reproduktionsarbeit), da unterschiedliche 
Wegeketten kombiniert werden können. Dies erfordert eine 
Stadt der kurzen Wege, die Erreichbarkeit wichtiger Infra- 
struktureinrichtungen zu Fuß, mit dem Rad oder ÖPNV Das 
Baugesetz hat dies zu fördern. 

6. Mit Festsetzung im Baugesetz sind die Städte zu verpflichten, 
Konzepte der integrierten städtischen Entwicklung im Rahmen 
der Planung direkt umzusetzen und in interkommunaler und 
bewohnergerechten Abstimmung zu erarbeiten. Hierzu sollen 
sie die Bedeutung der verschiedenen Nutzungen für die Er- 
zeugung von Verkehr in ihre Überlegungen einbeziehen. In- 
tegrierte Gesamtverkehrskonzepte eröffnen durch ihre neue 
Beteiligungsstruktur auch neue Chancen, durch mehr gegen- 
seitiges Verständnis für notwendige Veränderungen den Ver- 
kehr in unseren Städten verträglicher zu gestalten. 

7. Zu einem integrativen, konsensorientierten Planungsprozeß 
gehört, daß Bedürfnisse, Verhalten, Meinungen und Wünsche 
von Bewohnerinnen und Bewohnern von Beginn an ernstge- 
nommen und im weiteren Prozeß berücksichtigt werden. Auf 
die Beteiligung von Frauen und Jugendhchen muß daher im 
Bau- und Raumordnungsgesetz ausdrücklich verwiesen wer- 
den. Die Beteiligung ist als „aufsuchendes Verfahren" vor Ort 
durchzuführen: Moderationsverfahren, mehrere Termine zu 
unterschiedlichen Uhrzeiten, Begehungen und Einbringen der 
Alltagserfahrungen und Bedürfnisse der Bewohnerinnen und 
Bewohner sind die Prinzipien einer Beteiligung nach § 3 Bau- 
gesetzbuch. Die Ergebnisse sind transparent und vor Ort dar- 
zustellen und die Grundsätze einer lokalen Demokratie im Pla- 
nungsprozeß einzuhalten. 

8. Barrierefreies Planen, Bauen und Wohnen muß als Standard im 
Baugesetz vorgeschrieben werden. Gebäude mit Besucher- 
verkehr sind innerhalb von 5 Jahren behindertenfreundlich 
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umzurüsten. Im Neubau sind die DIN-Richtlinien zur Barriere- 
freiheit einzuhalten. Im öffentlichen Raum sind Treppen zu ver- 
meiden und Bordsteine abzusenken. Verkehrsanbindungen 
und die technische Ausstattung des öffentlichen Verkehrs muß 
den Bedürfnissen von Menschen mit Behinderungen Rech- 
nung tragen. Der Sachkundige Rat von Betroffenen ist einzu- 
holen. 

9. Die Belange der Natur bekommen im Rahmen der Abwägung 
im § 1 a ein Optimierungsgebot. Die Regelung über „Eingriff 
und Ausgleich" verbleibt im Naturschutzgesetz. 

10. Die Planung hat die siedlungsstrukturell erwünschten Stand- 
orte vorzugeben, um die Nachfrage an diese Orte zu lenken. 
Ergänzt werden muß dies durch Instrumente, die allgemein 
dämpfend auf die Flächeninanspruchnahme einwirken. Dies 
muß durch eine kombinierte Bodenwert- und Bodenflächen- 
steuer sowie eine Änderung der Grundsteuer durch Ein- 
führung der Grundsteuer C ergänzt werden. Der Boden muß 
der Spekulation entzogen werden. Der Deutsche Bundestag 
fordert die Bundesregierung auf, in Kürze hierzu Konzepte vor- 
zulegen. 

11. Die regionalen Verbindungen und die Zusammenhänge zwi- 
schen Stadt, Umland und stadtnaher Landwirtschaft werden 
nach dem Prinzip der Kreislaufwirtschaft in einen Typus um- 
gewandelt, der Nahrungsmittelproduktion, Ökologie, Erho- 
lung und Bebauung in ein Gleichgewicht zueinander stellt. 

12. Die finanzielle Situation der Kommunen muß verbessert wer- 
den. Der Deutsche Bundestag beauftragt die Bundesregierung, 
dies durch Instrumente wie: 

- Erhebung vom Planungswertausgleich, 

- Änderung der Wertermittlungsverordnung und der Bo- 
densteuer, 

- eine konsequente Einforderung von Planungswertab- 
schöpfungen in Sanierungsgebieten und bei städtebauli- 
chen Entwicklungsmaßnahmen, 

- mehr Städtebauförderungsmittel und Koppelung der Städ- 
tebauförderung mit Mitteln der Arbeitsförderung, Sozial- 
hilfe, Kinder- und Jugendarbeit zu gewährleisten. 

13. Die interkommunale Abstimmung muß verbessert und Bür- 
germeisterkonkurrenzen künftig vermieden werden. Die En- 
quete-Kommission „Schutz des Menschen und der Umwelt - 
Ziele und Rahmenbedingungen einer nachhaltig zukunftsver- 
träglichen Entwicklung" schlägt in ihrem Zwischenbericht 
vom 7. April 1997 „Konzept Nachhaltigkeit. Fundamente für 
die Gesellschaft von morgen. " vor, die Planungshoheit von den 
Gemeinden auf größere Einheiten mit demokratischer Legiti- 
mation zu verlagern. So kann in Ballungsräumen ein Interes- 
senausgleich zwischen Kernstädten und deren Umlandge- 
meinden hergestellt werden. Die Weiterentwicklung und 
Stärkung von regionalen Zweckverbänden sollte dem Ziel ei- 
ner besseren regionalen Planung und Abstimmung dienen. Es 
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wird vorgeschlagen, eine Verknüpfung des gesamten Pla- 
nungsrechts auf örtlicher und überörtlicher Ebene vorzuneh- 
men, so daß eine räumlich integrierte Planung entsteht. 

14. Die Zusammenarbeit von Behörden mit Nicht-Behörden (Uni- 
versitäten, Institutionen, Vereinen, Wohnungsgesellschaften, 
Bewohnerinnen und Bewohnern) muß gestärkt werden. 

15. Ziel der Stadtentwicklung muß es auch sein, sozialräumliche 
Strukturen zu bewahren, soziale und kulturelle Heterogenität 
als eine Basis für Nutzungsmischung zu erhalten, endogene 
Potentiale im Sinne einer Quartiersstabilisierung weiterzuent- 
wickeln. Dazu sind die Erfahrungen aus dem Programm „ Stadt- 
teile mit besonderem Erneuerungsbedarf" in NRW und des EU- 
Programms „Quartiers en Crise" und „URBAN" (Förderung 
von Vernetzung, Einbindung der Privatwirtschaft, Unterstüt- 
zung von Bewohnergruppen, Stadtteilaktivitäten in die for- 
melle Planung integrieren) einzubringen. Besondere Anforde- 
rungen von kulturellen und rehgiösen Minderheiten (z.B. 
Moschee oder Hamam, mehrsprachige Beratung, Anforderun- 
gen für die Modernisierung, . . .) an den Raum sind hierbei zu 
berücksichtigen. 

16. Die Sicherung der wohnungsnahen Grundversorgung ist zu ge- 
währleisten durch gesetzliche Regelungen wie: 

- Bedarfsquoten (pro Einwohnerin/Einwohner muß Grund- 
bedarf an Geschäften im Gebiet berechnet werden), 

- Subventionen für „ Tante-Emma-Läden " aufgrund ihrer so- 
zialen Funktion, 

- Einzelhandels- und Standortkonzepte zur Einschränkung 
von Kettenläden, 

- Trägerschaftsmodelle z. B. Genossenschaften für den woh- 
nungsnahen Einzelhandel im ländlichen Raum (nachbar- 
schaftliche Verbrauchermärkte), 

- vereinfachte Anwendung des § 172 Abs. 1 Nr. 2 Erhal- 
tungssatzung/Milieuschutzsatzung und Ausdehnung auf 
gewerbliche Nutzung. 

17. Nutzungsmischung erfordert eine tragfähige Bevölkerungs- 
dichte, um funktionierende wirtschaftliche Auslastung von so- 
zialen Infrasturktureinrichtungen, Einzelhandel und ÖPNV zu 
gewährleisten. Unterschiedliche Wohnungsgrößen ermögli- 
chen auch bei Veränderung der Haushaltsgröße eher ein Ver- 
bleiben im Viertel. Bei maßvoller höherer Dichte und Opti- 
mierung des Verhältnisses von Gebäudehöhen und 
Freiflächennutzung ist Sicherung und Gestaltung von attrak- 
tivem Wohnumfeld gewährleistet. Im Zuge der Novellierung 
der Baunutzungsverordnung sind Mischgebiete verschiedener 
Nutzungen vorzusehen und eine höhere Dichte als Mindest- 
maß auszuweisen. 

18. Der öffenthche Raum ist für alle Menschen, gleich welchen Ge- 
schlechtes, welcher Ethnie, welcher Religion, welcher sozialen 
Schicht als erlebbarer Aufenthaltsraum barrierefrei zugänglich 
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zu gestalten. Die Privatisierung von öffentlichen Räumen wird 
nicht genehmigt, die Einrichtung von Mails und überdachten 
Plätzen kann nur genehmigt werden, wenn der Zugang für die 
Öffentlichkeit Tag und Nacht gewährleistet wird. 

19. Die Landesbauordnungen werden vereinheitlicht. 

20. Die Bundesregierung schafft im Rahmen des Baugesetzbuchs 
und des Raumordnungsgesetzes Bestimmungen, die das „au- 
toarme Wohnen als Normalzustand fördern. Zum Beispiel 
wird die Stellplatznachweispflicht für Neubau und Umnutzung 
abgeschafft. Im Bestand werden Stellplätze nur nach städte- 
baulichen Erfordernissen und in möglichst geringer Anzahl be- 
reitgestellt. Zudem sollen die Kommunen Parkraumbewirt- 
schaftung skonzepte erstellen und Anwohnerparkregelungen 
im Innenstadtbereich bei gleichzeitigem Ausbau des öffentli- 
chen Verkehrs einführen. Zur Finanzierung des öffentlichen 
Verkehrs soll eine „Nahverkehrsabgabe" entrichtet werden. 


Bonn, den 14. Mai 1997 

Klaus-Jürgen Warnick 
Eva-Maria Bulling-Schröter 
Dr, Dagmar Enkelmann 
Rolf Kutzmutz 

Dr. Gregor Gysi und Gruppe 
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